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Mahnwache auf der Moorweide:
Linksextreme nutzen Friedensproteste

aus
Das umstrittene „Pali-Camp“ in Hamburg wird von

linksextremen Gruppen für eigene Zwecke genutzt und
polarisiert die Protestbewegung.

In der Hamburger Moorweide steht eine seit dem 6. Mai
bestehende Mahnwache, die sich gegen das militärische
Handeln Israels im Gaza-Konflikt richtet. Offiziell als
Protestveranstaltung angemeldet, hat sich in den letzten
Monaten gezeigt, dass die Situation hier weit über den
angestrebten politischen Dialog hinausgeht. 

Inzwischen gibt es ernsthafte Bedenken, dass das „Pali-Camp“
von linksextremen Gruppen aus Deutschland und der Türkei
instrumentalisiert wird. Laut dem Hamburger Verfassungsschutz
beteiligen sich verschiedene extremistischer Gruppen an dem
Protest, die die Veranstaltung nicht nur zur Verbreitung ihrer
politischen Ansichten nutzen, sondern auch eine Plattform zur
Propaganda bieten. Diese Tatsache wirft Fragen zur
Authentizität der Protestbewegung auf, denn es wird
zunehmend klar, dass einige Teilnehmer nicht nur für Palästina
eintreten, sondern auch radikale, anti-israelische Positionen
vertreten.

Instrumentalisierung des Protests

Ein Sprecher des Hamburger Verfassungsschutzes, Marco
Haase, äußerte, dass das Camp als ein Sammelpunkt für
verschiedene linksextreme Gruppen diene, darunter die



gewaltorientierte „Young Struggle“ sowie der „Rote Aufbau
Hamburg“. Diese Organisationen machen einen Großteil der
Teilnehmer aus, die regelmäßig Vorträge halten und schriftliches
Material auslegen, das ihre extremen Ansichten propagiert.

Ein bezugnehmendes Beispiel gab es, als ein Journalist vor Ort
einen Zettel in die Hand gedrückt bekam, der ein Buch mit
Verschwörungstheorien bewarb. Solche Vorkommnisse
verstärken die Besorgnis über die Verbreitung extremistischer
Ideologien innerhalb des Camps. Zudem ist zu beobachten, dass
Merchandising-Artikel mit auffälligen antiisraelischen Slogans
angeboten werden, was die politische Agenda der beteiligten
Gruppen weiter enthüllt.

Gerade die gegen Israel gerichtete BDS-Kampagne hat in den
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen, und die Verbreitung
ihrer Slogans im Camp könnte als Anzeichen für eine tiefere
Verstrickung von antiisraelischen und antisemitischen
Tendenzen gewertet werden.

Entwicklung und Vorfälle vor Ort

Seit dem Beginn der Mahnwache scheinen sich jedoch nicht nur
die politischen Diskussionen zu intensivieren, sondern auch die
Störungen vor Ort. Während die Versammlung weitgehend
friedlich begann, traten bei einem kürzlichen Polizeieinsatz
gewalttätige Zwischenfälle zutage. Hier wurden mehrere
Teilnehmer, einschließlich des Anmelders, in Gewahrsam
genommen, als die Protestierenden sich aggressiv zeigten und
gegen die Beamten handgreiflich wurden. Infolgedessen wurden
Strafanzeigen wegen Widerstands und Körperverletzung
erstattet.

Zudem ist das linksextremistische Milieu in Hamburg ziemlich
gespalten, was sich auch im Verhalten ihrer Vertreter am Camp
zeigt. Ein gewisses Maß an Rivalität ist vorhanden, und die
Reaktionen auf den gewaltsamen Überfall der Hamas und die
israelischen Militäraktionen manifestieren sich unterschiedlich



unter den verschiedenen Gruppen, die sich in der Autonomen
Szene bewegen.

Die politische Vielfalt dieser Gruppen hat dazu geführt, dass
einige sich kritisch zur Herangehensweise anderer stellen. So
bezieht ein Teil der Autonomen eine proisraelische Haltung,
während die Antiimperialisten demgegenüber ausschließlich pro-
palästinensisch argumentieren.

Angesichts der angespannten Situation fällt die Mahnwache nun
unter genauere Prüfungen durch die Versammlungsbehörde.
Trotz der Vorfälle hat die Behörde bisher nur geringe Auflagen
verhängt, und die Frage, ob das Camp mittlerweile rechtmäßig
ist, bleibt im Vordergrund. Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben
könnte eine Schließung nur dann erfolgen, wenn Lebensgefahr
droht.

Blick auf die Zukunft des Camps

Das aktuelle politische Klima um das Pro-Palästina-Camp wird
sich wahrscheinlich weiter zuspitzen, sowohl inner- als auch
außerhalb der Protestbewegung. Ob sich die Zwischenfälle vom
letzten Wochenende auf die Genehmigung der Mahnwache
auswirken werden, bleibt abzuwarten. Die Stimmen für eine
Schließung werden aufgrund der zunehmenden Aggressivität
laut, doch solange die Versammlungsfreiheit als Grundpfeiler
der Demokratie gilt, stehen der Versammlungsbehörde enge
Grenzen, wenn es um regulierte Eingriffe geht.

Die Situation um das sogenannte „Pali-Camp“ wirft tiefere
Fragen über die Instrumentalisierung politischer Proteste und
die Dynamiken innerhalb extremistischer Bewegungen auf.
Solche Phänomene sind nicht neu, regen aber fortlaufend zur
Diskussion und zur kritischen Auseinandersetzung mit der
politischen Landschaft an.

Die Mahnwache auf der Hamburger Moorweide ist nicht nur ein
Ort des Protests, sondern auch ein Spiegelbild der



gesellschaftlichen und politischen Spannungen in Deutschland.
In einer Zeit, in der Themen rund um den Nahostkonflikt und
antisemitsiche Strömungen in der Gesellschaft zunehmend
polarisiert sind, stellt sich die Frage, wie solche Veranstaltungen
in einem demokratischen Rechtsstaat reguliert werden sollten.

Die Rolle von sozialen Bewegungen und Protesten in der
politischen Landschaft hat sich über die Jahre deutlich
verändert. Während in der Vergangenheit insbesondere
gewaltfreie Protestformen im Vordergrund standen, sind solche,
die von extremistischen Ideen begleitet werden, zunehmend in
den Fokus geraten. Die Hamburger Mahnwache ist ein Beispiel
dafür, wie leicht sich gesellschaftliche Diskurse in extremistische
Narrative verwandeln können, insbesondere wenn sie von
Interessengruppen instrumentalisiert werden.

Schnell eingeschätzte Radikalisierung der
Demonstrationen

In den letzten Monaten gab es in Deutschland mehrere spontane
Proteste, die sich gegen die israelischen Militäraktionen in Gaza
richteten. Viele dieser Demonstrationen sind friedlich
abgelaufen, doch in einigen Fällen gab es Berichte über
antisemitische Parolen und Übergriffe. Der Verfassungsschutz
warnt vor einer Radikalisierung in Teilen der Protestbewegung
und stellt fest, dass sich hier eine gefährliche Wechselwirkung
zwischen dem legitimen Recht auf Meinungsäußerung und
extremistischer Rhetorik entwickeln kann.

Laut Berichten des Verfassungsschutzes hat die Zahl
antisemitischer Vorfälle in Deutschland während des Konflikts
zwischen Israel und Gaza zugenommen. Das Nationale Zentrum
für die Verhütung von Antisemitismus (NPD) dokumentierte im
Jahr 2023 einen Anstieg um 25 % im Vergleich zum Vorjahr.
Diese Entwicklungen zeigen, wie wichtig eine klare Haltung
gegen jegliche Form von Antisemitismus ist und wie nötig es ist,
dass selbst Demonstrationen, die sich gegen Krieg und Gewalt
richten, intern differenziert und überwacht werden müssen.



Ein besonderes Augenmerk sollte auf den Umstand gelegt
werden, dass viele dieser Proteste von politischen und sozialen
Bewegungen mit extremistischer Ausrichtung genutzt werden,
um ihre eigenen Agenden voranzutreiben. Das hat nicht nur
Auswirkungen auf die öffentliche Wahrnehmung des Protests,
sondern auch auf den Diskurs über das Recht auf
Versammlungsfreiheit in Deutschland.
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